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b) Die demokratiſchen Vereine. 
Noch ſchwächer an Zahl als die Nationalen ſind die Demokraten. 


Sämmtliche Gründungen derſelben erreichen nicht die Ziffer 30 und 


überdies hat der Tod gerade in dieſe Vereinsgruppe relativ bedeutende 
Lücken geriſſen. 

Dieſe Erſcheinung widerſpricht allerdings auf den erſten Aublick 
der Thatſache, daß die demokratiſche Richtung die Anfänge der Vereins⸗ 


bewegung des Jahres 1868 faſt ausſchließlich beherrſchte, ſie iſt aber 


nichtsdeſtoweniger leicht erklärlich. 
Als im Jahre 1868 die politiſchen Vereine wieder zum Leben 


erweckt wurden, da war es natürlicher Weiſe Wien, welches ſich vor 


anderen der neuen Freiheit bemächtigte. Hiemit war es aber auch 


gegeben, daß die erſten Schöpfungen des politiſchen Vereinslebens, zum 


Theile anknüpfend an die Reminiscenzen von 1848, ſich im demokra⸗ 
tiſchen Fahrwaſſer bewegten und daß das Maximum demokeratiſcher 
Leiſtung ſehr bald erreicht war. Die Wiener Vorſtädte und Vororte 
hat die Demokratie von allem Anfange an beherrſcht, aber, ſo wenig 
als ſie in der inneren Stadt Wiens feſte Wurzeln zu faſſen vermochte, 
ebenſo wenig war es ihr möglich, über das Weichbild Wiens anders 
als mit vereinzelten Schößlingen vorzudringen. Wiener-Neuftadt, Graz, 


Karl Hugelmann. II. Die politiſchen Vereine 
Vereinsgeſetzes von 1867 während des Quinquen⸗ 


en find die nach dem Süden vorgeſchobenen Poſten, Brünn, 
Prag und Aſch die im Nörden. ) Die minimale Zahl der demokrati— 
ſchen Vereine' ſchwillt nicht einmal dadurch bedeutender an, daß ſich 
ſocial-⸗demokratiſche Elemente einfügen; die Arbeiterbewegung Oeſterreichs 
hat ſich der politiſchen Vereine ſtets faſt gar nicht bedient, das Ver— 
ſammlungsrecht, die Bildungsvereine ſind die Waffen ihrer Action. 

Es möge nun der Verſuch geſtattet ſein, für die vielgeſtaltige 
demokratiſche Partei die Organiſation aus den Statuten nachzuweiſen. 

Wir beginnen, chronologiſcher Ordnung entſprechend, mit der 
„demokratiſchen Union“, welche mit dem Statutenentwurfe ſchon am 
3. December 1867 fertig iſt und die Beſcheinigung am 8. Jänner 1868, 
dem erſten Geltungstage des Vereinsgeſetzes, erhält. Dieſer Verein, 
welcher ſeinen Sitz in Wien ohne Beſchränkung auf einen beſtimmten 
Bezirk auffchlägt, will in allen feinen Handlungen dem demokratiſchen 
und conſtitutionellen Principe huldigen. Die Einheit des Reiches und 
die Autonomie ſeiner Beſtandtheile ſollen die Zielpunkte der Regierung 
und Volksvertretung ſein, die perſönliche Freiheit in bürgerlicher, reli⸗ 
giöſer, nationaler und politiſcher Beziehung; geiſtige und materielle 
Volkswohlfahrt, Autonomie und Gleichberechtigung kirchlicher Geſell— 
ſchaften, Autonomie der Gemeinden und deren Vereinigung zu höheren 
politiſchen Einheiten ſollen angeſtrebt, den Gemeinde-Angelegenheiten, 
den ſocialen und volkswirthſchaftlichen Fragen beſondere Aufmerkſamkeit 
zugewendet werden. Dieſer Bahnbrecher des politiſchen Vereinslebens 
denkt ſomit an die Verfaſſung nicht, nur der communale Standpunkt 
wird wiederholt betont, und es ſchimmert ſomit aus dem Schlagworte 
der Autonomie wohl der föderaliſtiſche Standpunkt ſchwach hervor. 2) 

Thatſächlich ſcheint die Union ihr Domicil in der Joſefſtadt 
gewählt zu haben. Trotzdem bildet ſich wenige Tage ſpäter in dieſem 
Bezirke der zweite demokratiſche Verein Wiens, der „demokratiſche 
Fortſchritt“, welcher in der Faſſung der Statuten in Haupt- wie Neben⸗ 
ſachen vielfach an die Union erinnert. 3) 


Der Name kann natürlich nicht entſcheiden. Wir zählen daher den 
„Glanthaler“ und „Jaunthaler Demokratenverein“ in Kärnten, die zur ver⸗ 
faſſungstreu⸗liberalen Gruppe gehören, ebenſo wenig hieher, als die polniſchen 
„Nationaldemokraten-Vereine“. 
| Die übrigen Beſtimmungen find nicht von beſonderem Belange. Der 
Verein unterhält ein Leſecabinet und verzichtet wohl deshalb auf häufige Ver⸗ 
ſammlungen; überraſchend bleibt es nur, daß dies mit Monatsbeiträgen von 
10 kr. beſtritten werden ſoll. 

Auch der „demokratiſche Fortſchritt“ will die Gleichberechtigung aller 
Nationalitäten und Confeſſionen, die Förderung der Communal⸗Intereſſen nicht 
nur, ſondern ſogar die vollkommene Autonomie der Gemeinden, und die Forde⸗ 
rung directer Wahl mit geheimer Abſtimmung und ermäßigtem Cenſus, freier 
Preß⸗ und Vereinsgeſetzgebung dürften ſchließlich ebenfalls keinen unüberwind⸗ 
lichen Gegenſ tz begründen. Will man eine principielle Verſchiedenheit beider 
| Vereine finden, jo kann fie nur darin liegen, daß der zweite direct auf die Un⸗ 
abhängigkeit des Staates und die Trennung der Schule von der Kirche los⸗ 
ſteuern will, oder noch beſſer darin, daß er durch die „Förderung der politiſchen 
und ſocialen Intereſſen der Gewerbetreibenden“ ſich zum Vertreter eines beſtimm⸗ 
ten Claſſenſtandpunktes aufwirft. 


Von der Joſeſſtadt rückt die Demokratie nach Oſt und Weit 
(zunächſt in den Neubau und auf die Landſtraße, ſodann in den 9. Be- 
zirk). Im Neubau, Zieglergaſſe Nr. 38, thut ſich der Verein „Ein- 
tracht“ auf, ein „deutſch-demokratiſcher“ im 3., ein „demokratiſcher“ 
im 9. Bezirke. Gedruckte Statuten find für uns hiemit verſchwunden, 
nur einmal noch werden wir ſolchen in dieſer Gruppe begegnen, und 
die Sondergeſtaltung der einzelnen Vereine bewegt ſich völlig frei. 

Der „Eintracht“ gilt als Ziel ſchlechtweg die Reform der ſtaatlich⸗ 
ſocialen Zuſtände im Sinne der Autonomie, d. h. der Selbſtſtändig⸗ 
keit und vollen Freiheit des Individuums ohne Unterſchied der Nationa⸗ 
lität; es ſcheint ſomit eine Pflanze der Union aufzublühen, die ſich 
nur in den Statuten einer löblichen Bündigkeit befleißt. 

Der „deutſch-demokratiſche Verein“ der Landſtraße hingegen 
wandelt breitſpurige Bahnen, und zwar tritt er das von dem „Fort- 
ſchritt“ der Joſefſtadt eröffnete Geleiſe aus; neben der Gleichberechti— 
gung und der Eintracht der Nationalitäten will er nämlich auch die 
Rechte und Intereſſen der Deutſchen vertreten, außer dem Abſolutismus 
auch den Scheinconſtitutionalismus, außer den burcaukratiſchen und 
ultramontanen auch die ariſtokratiſchen Beſtrebungen bekämpfen, er be- 
zweckt nicht nur directes, ſondern auch gleiches Wahlrecht, nicht die 
Intereſſeubefördung der gewerbetreibenden, ſondern jene der arbeitenden 
Claſſen und neben allen Poſtulaten des „Fortſchritts“ zudem die ge= 
rechte Vertheilung der Steuerlaſten und die Verwirklichung einer volks⸗ 
thümlichen Rechtspflege mit Freiheit der Parteienvertretung vor Gericht. 
Auch die Mittel ſind erweitert, der Volksverſammlungen und der Ver— 
breitung von Schriften wird nämlich gedacht. *) 

Auf dem Alſergrund wird neben der Hebung des Volksbewußt— 
ſeins und der individuellen Freiheit das Wort „Verfaſſung“ zum erſten 
Male genannt, aber nur, um ihren Ausbau durch weiteſte Ausdehnung 
des Wahlrechts, directe und geheime Wahl ohne Eintheilung in Wahl— 
körper zu verlangen. In dieſen und ähnlichen Rechten und Freiheiten 
ſieht man im 9. Bezirke die „feſteſten und dauerhafteſten Grundlagen 
der politiſchen und geſellſchaftlichen Exiſtenz des Staates“, von der 
Gemeinde ſpricht man nicht weiter, aber die Erwähnung der Wahl⸗ 
körperfrage zeigt deutlich genug, daß dieſer Verein ſowie die meiſten 
feiner demokratiſchen Collegen den Parteiungen des Wiener Communal⸗ 
lebens ſein Entſtehen verdankt. Auch hier will man, wie auf der Land— 
ſtraße, durch Volksverſammlungen auf die Maſſen wirken, im Uebrigen 
find die Statuten eine nahezu wörtliche Copie jener der „Eintracht“. 5) 

Noch waren demnach die Wiener Vorſtädte keineswegs beſetzt 
und trotzdem dauerte die Herrſchaſt der „Eintracht“ im 7 Bezirke nur 
wenige Tage, denn mit Ende Jänner tritt neben ihr der „demokratiſche 
Verein im Bezirke Neubau“ in's Leben. Noch weniger als in der 
Joſefſtadt läßt ſich hier der Dualismus der Vereine aus den „Satzun⸗ 
gen“ erklären, denn, während dort die Selbſtſtändigkeit und Freiheit 
der Individuen erſtrebt wird, gilt es hier den Kampf um die vollſte 
Gleichberechtigung der Staatsbürger im Geiſte der demokratiſchen Grund— 
ſätze. Auch die Organiſation, Höhe der Beiträge u. ſ. w. unterſcheidet 
ſich von den übrigen Vereinen wenig, Volksverſammlungen ſind betont, 
das Communal⸗Waiſenhaus im Bezirke Neubau wird eventuell be— 
dacht. ©) 

Gleichzeitig war in einem Vororte, in Fünfhaus, ein „Volks⸗ 
verein“ entſtanden. Dieſer gehört dem demokratiſchen Lager unſtreitig an, 
ſeine Satzungen ſind aber nicht in Uebereinſtimmung mit jenen der 
Nachbarn, ſondern fie find jenen des „deutſchen Volksvereines“ nach⸗ 
gebildet. Wörtlich ſind die Ziele desſelben angenommen, nur iſt der 
nationale Gedanke ausgemerzt und dafür der demokratiſche noch über- 
boten, und ſo iſt bei aller äußeren Gleichförmigkeit glücklich erreicht, daß 
ſich die Grundtendenz des Vereines in das Gegentheil verkehrt hat. Um 

) Die Statuten dieſes Vereines erheiſchen deshalb eine größere Auf⸗ 
merkſamkeit, weil er allein von allen bisher genannten eine größere Lebens⸗ 
fähigkeit bewieſen hat. Wir erwahnen daher auch, daß hier zuerſt ſich jener Auf⸗ 
nahmsmodus findet, dem zufolge der von dem Ausſchuſſe zurückgewieſene Auf⸗ 
nahmewerber fich mit dem Appell an die Verſammlung wenden kann. Bisher 
ſtand die Aufnahme immer unbedingt dem Ausſchuſſe und nur der Ausſchluß 
der Verſammlung zu. 

) Hier erbt der Wiener allgemeine Armenfond, dort die Armen des 
Bezirkes. 


die individuellen Intereſſen, denn die „Eintracht“ löſt ſich noch im Jahre 1868 
auf und ihre Mitglieder treten zu dem „demokratiſchen Verein“ über. In and eren 
Bezirken erhält ſich aber das Rivaliſiren verwandter Vereine innerhalb der Partei. 


174 


- 


nur Eines hervorzuheben, wird nun dem Arbeiterſtande ſtatt der wirth— 
ſchaftlichen Selbſthilfe Unterſtützung in ſeinem Kampfe um Verbeſſerung 
ſeiner materiellen Lage ſowohl als um die politiſche Gleichberechti⸗ 
gung zugedacht 7. 

Hiemit wäre die Gründungsthätigkeit des Jänner 1868 erſchöpft, 
wir hätten nun den weiteren Fortſchritt der demokratiſchen Propaganda 
in dieſem Jahre zu ſchildern. Wir erwähnen vorher nur noch, daß zwei 
Schöpfungen des Jahres 1872 mit eben erwähnten Vereinen im engſten 
Zuſammenhange ſtehen, nämlich die „Brüderlichkeit“ und die „Eintracht“ 
im dritten Bezirke. 

Erſtere hat das Statut des Fünfhauſer Volksvereines faſt wort- 
getreu inner die Linien Wiens verpflanzt ®), letztere iſt durch die Riva⸗ 
lität mit dem „deutſch-demokratiſchen Verein auf der Landſtraße“ ver- 
anlaßt, ſich äußerlich an die betretenen Pfade zu halten. 9) 

Der Februar 1868 bringt uns den „Verein zur Wahrung der 
Volksrechte“ in Wien. Ein Bezirk der Stadt iſt in dem gedruckten Sta— 
tutenentwurfe als Vereinsſitz nicht angegeben, thatſächlich dürfte es der 
fünfte Bezirk geweſen ſein, in welchem die „durchdringende Erkenntniß der 
Grundſätze wahrer Volksfreiheit vermittelt und die Verwirklichung der⸗ 
ſelben auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens angeſtrebt werden ſollte.“ 
Dieſer Verein wollte offenbar nur im Großen arbeiten, daher hatte die 
Conſtituirung erſt nach 100 Beitrittserklärungen zu erfolgen, deshalb 
waren gleich den von 14 zu 14 Tagen ſtattfindenden öffentlichen Plenar⸗ 
verſammlungen Volksverſammlungen als regelmäßiges Mittel in's Auge 
gefaßt, deshalb ſollten alle gefaßten Reſolutionen veröffentlicht werden 
(durch die „Preſſe“). 0) 

Eine vereinfachte Auflage dieſes Statuts iſt jenes des gleich- 
namigen, im October gebildeten Wiener-Neuſtädter Vereines, das im 
Februar 1870 einige weitere Abänderungen erſährt. Als Curioſum 
wollen wir aus demſelben anführen, daß auch im Falle des erklärten 
Austritts die Verbindlichkeiten bis zur Rückſtellung der Vereinskarte 
fortlaufen. 15) 

Etwas zahmer lauten die Abſichten der „Gleichberechtigung“ in 
Hernals, ſie will lediglich die Bildung der Mitglieder, die allgemeine 
und die politiſche, fördern, das freiheitliche Bewußtſein und das Selbſt⸗ 
gefühl des Volkes nach allen Seiten hin entwickeln. ) 


(Schluß folgt.) 


) Die formalen Beſtimmungen des Statuts richten ſich ebenfalls nach dem 
erwähnten Muſter, Aufnahms⸗ und Ausſchlußmodus, die halbjährige Erneuerung 
der Vereinsleitung u. ſ. w. bekunden es. Eine merkwürdige Verſchiedenheit liegt 
nur darin vor, daß dieſer 2 88%, demokratiſche Verein die Volksverſamm⸗ 
lungen übergeht und ſtatt deſſen nur von wöchentlichen Vereinsverſammlun⸗ 
gen ſpricht. 

e) Nur bezüglich der Schule geht die „Brüderlichkeit“ noch weiter, da ſie 
die Befreiung derſelben von jedem ihre bildende Thätigkeit hemmenden äußeren 
Einfluſſe und ſpeciell die Unentgeltlichkeit alles öffentlichen Schulunterrichts ver⸗ 
langt. Mit der Sammlung von Geldmitteln will man ſich ferner hier nicht be 
faſſen, ſondern eine Bibliothek errichten und bezüglich der Aufnahme gilt ein 
eigenthümlicher, demokratiſcher Modus, nämlich öffentliche Abſtimmung in der 
Vereinsverſammlung. 

) Punkt für Punkt kehrt das Programm des Nachbarvereines wieder, 
nur die confeſſionellen Fragen, die vollkommene Autonomie der Gemeinden, die 
volksthümliche Rechtspflege mit Freiheit der Parteienvertretung, die freie Preß⸗ und 
Vereinsgeſetzgebung werden gar nicht berührt, und einige andere Punkte ſchärfer 
gefaßt, fo die Ausdehnung des Wahlrechts auf alle volljqährigen Staatsbürger 
und die directe Wahl in die Reichsvertretung. Entſchieden wird überdies betont, 
das die demokratiſchen Prineipien nur durch die Förderung der deutſchen Bildung 
und Gemeinſamkeit der Geſetzgebung zu verwirklichen ſeien. j 

Wir glauben, daß letzterer Punkt eine beſondere Bedeutung Angeſichts des 
Umſtandes erhält, daß der rivaliſirende Verein, nachdem er die Mitglieder des 
aufgelöften Landſtraßer „Fortſchritt“ aufgenommen, das Epitheton „deutſch“ ab- 
gelegt hatte. 

ic) Hier ſcheint es zu der geplanten, energiſchen Thätigkeit wirklich gekom⸗ 
men zu fein, denn der Verein wurde 1870 wegen Staatsgefährlichkeit aufgelöſt. 

) Am 2. October 1871 ereilt dieſen Verein das Schickſal ſeines Wiener 
Vorläuſers. 

9 Deſto reichlicher find die Mittel, nicht nur ſollen in Vereins- und 
Volksverſammlungen alle politiſchen Tagesfragen, dann alle Fragen der ſoeialen 
und religiöſen Reform durchberathen, wiſſenſchaftliche Vorträge gehalten werden 
u. f. w., ſondern auch die Veröffentlichung von Druckſchriften iſt beabſichtigt. 

Wer ſich meldet und den Beitrag monatlicher 10 kr. entrichtet, iſt Mit⸗ 


i d glied; wer letzteres durch drei Monate unterläßt oder ſonſt zuwiderhandelt, wird 
e) Hier, auf dem Neubau, ſiegt die Partei über den Fractionsgeiſt und 


geſtrichen Von wem?). Der Verein iſt ſomit auf beweglicher Grundlage erbaut, 
aber die locale Gebundenheit iſt doch vorhanden, wie bei den bisher erörterten 
verwandten Gebilden, ſonſt wäre die Beſprechung aller Gemeinde- und Bezirks⸗ 


angelegenheiten nicht gleich im Eingange der Statuten hervorgehoben worden. 
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Ni ilunaen aus der raxis. in Abſchrift gelegten Protokolles über die Concurrenz zur Beiſtellung 

Mlittheiln 3 » | eines zweiten Lehrzimmers und der Unterlehrerwohnung als damaligen 

a he 5 N hs Pfarr⸗ und Schulpatron ſich verpflichtet habe, die zwei Lehrzimmer, 

Per e polizeilich e dann die Wohnung des Lehrers und Unterlehrers fortwährend im Elex⸗ 

dieſes Bildniß in einem Gaſthauslocale aufzuhängen. nitzer Schloſſe zu belaſſen; oder, falls die Stadtgemeinde dieſe Locali⸗ 

Wenzel B., Hotelbefiger in P., hat vor etwa drei Jahren bei täten benöthigen ſollte, auf alleinige Koſten der Stadtgemeinde ein 

dem Maler C. ein Oelgemälde feiner Tochter anfertigen lafſen, welches Dr Schulen an ee m daß ſich de d für 

jedoch fo ſchlecht ausfiel, daß er dasſelbe nicht annahm ER lediglich für die Reparatur die geſetzliche Concurrenz 

Be 9 5 19 5 wahrt habe. 

Es wurde ihm nun plötzlich angezeigt, daß ſich das gedachte ge f „ s . x 

Bild Seiner Tochter im Gaſthanſe des Franz M. in P. befinde, wo 1 1870 EA Br 
dasſelbe in den Schanklocalitäten aufgehängt ſei und daß die Kellner 11 8 DE 2 9 ; 

47 e = 125 1 de N Abgeſehen davon, daß die in dem kreisamtlichen Protokolle Nr. 1 

= Nachdem 155 der Gaſthausbeſitzer Franz M. über das Aunſuchen | der Einrede von dem Vertreter der klägeriſchen Stadtgemeinde ein⸗ 

des Wenzel B., das Bild zu beſeitigen, erklärte, daß das Bild ſeinem gegangene Verpflichtung nach § 108 des proviſoriſchen Gemeindegeſetzes 


Zahlkellner Joſef D. gehöre und daß dieſer es aufhängen konne, wohin die Genehmigung des Gemeindeausſchuſſes nicht erhalten hat, ſo kann 
| 


und nachdem ferner D. erklärte, er werde das Bild nur dann in dieſen Umſtänden durchaus kein Titel für den Fortbeſtand des Patro⸗ 

1 1 wenn 15 Wee B. 50 fl. zahle, ſo richtete der Letztere die S been Gemeinde zur Schule Elexnitz erblickt werden, da 
ein Anſuchen an die Polizeidirection in P. mit der Bitte, dem Kellner die Sad We bm als damaliger Patron der Schule in Elex⸗ 
D. die Beſeitigung jenes Gemäldes aufzutragen, weil durch das Benehmen s 1 Herſtellung der Schulräumlichkeiten geſetzlich verpflichtet war. 
des Kellners der gute Ruf ſeiner Tochter geſchädigt werde. | Aus em Angeführten ges demnach hervor, daß das fragliche Schul⸗ 
Das Polizeicommiſſariat hat angenommen, daß eine widerrechtliche 11 der Dae i 0 1 . 9 wege im Geſetze begründet 
Kränkung und Ehrenbeleidigung im Sinne des § 1339 des a. b. G. B. 15 85 ar 1861 1 110 1 bi 115 Böhmen vom 
vorliege, weil die Tochter des B., die das Bild vorſtelle, dem Gelächter IT. Sep tener hi & 11 115 4 ue 1 er en auch durch 
und Spotte der Gäſte preisgegeben werde und hat mit dem Erkenntniſſe die Zuſchrift des Bezir sſchulrathes 8 a . Auguſt 1878, 
vom 7. Mat 1880, 3. 20.678, im Grunde der Miniſterial-Verord⸗ 3. 713, mithin durch eine von einer öffentlichen Behörde im eigenen 
nungen vom 3. April 1855, R. G. Bl. Nr. 61, und vom 3. Sep⸗ 
tember 1857, R. G. Bl. Nr. 198, den Kellner Joſef D. aufgefordert, 
das bezügliche Bild innerhalb 24 Stunden bei Vermeidung einer Geld- 
ſtrafe von 10 fl., eventuell 48 Stunden Arreſt zu beſeitigen. 
Ueber Recurs des Joſef D. hat die Statthalterei mit dem Er— 
laſſe vom 7. Juni 1880, 3. 29.053, die obbezogene polizeiliche Ver⸗ 
fügung behoben, weil in dem Aufhängen des betreffenden Bildes, über 
welches Joſef D. als deſſen Käufer allein und ausſchließlich zu verfügen 
hat, eine ſtrafbare, beziehungsweiſe eine ſolche Handlung nicht erblickt 
werden könne, welche ein polizeiliches Einſchreiten rechtfertigt. 
Das k. k. Miniſterium des Innern fand unterm 7. Auguſt 1880, 
3. 11.954, dem von Wenzel B. eingebrachten Miniſterialrecurſe aus 
den Motiven der angefochtenen Entſcheidung keine Folge zu geben. 
A. 


Wirkungskreiſe ausgeſtellte Urkunde nach §S 112 a. G. O. erwieſen. 
Nachdem die geklagte Schulgemeinde nicht in Abrede ſtellt, daß ſie die 
in der Klage angeführten Räumlichkeiten im Schloſſe Elexnitz benützt, 
und nachdem ferner das Schulpatronat der Stadtgemeinde Budweis 
aufgehoben worden iſt, mithin derſelben keine Verpflichtung mehr obliegt, 
der Schulgemeinde Elexnitz die Schul- und Wohnlocalitäten für die 
Lehrer in ihrem Schloſſe zu Elexnitz zu überlaſſen, ſo ſteht zweifellos 
feſt, daß die geklagte Schulgemeinde die fraglichen Räumlichkeiten im 
Schloſſe Elexnitz ohne jeden Rechtsgrund benützt und nur leihweiſe (pre- 
chris modo) inne hat, weshalb nach 8 974 dem Klagsbegehren ſtatt⸗ 
gegeben werden mußte. Auch die von der geklagten Schulgemeinde er⸗ 
hobene Einwendung, daß fie das Recht auf die beſagten Schulräume 
durch Erfitzung erworben, indem ſie dieſelben durch mehr als vierzig 
Jahre, insbeſondere ſeit dem Jahre 1838, unausgeſetzt benützt habe, 
iſt richterlicherſeits nicht zu beachten, weil das Schulpatronat erſt im 
Jahre 1864 aufgehoben wurde und während der Dauer des Patronats— 
Ueber den Begriff eines vertragsmäßigen Schulpatronates. Nach⸗ verhältniſſes keine Erſitzung rückſichtlich der genannten Schulräume be— 
trägliche ſtillſchweigende Ratihabition eines für eine Gemeinde gründet werden kann. 
geſchloſſenen Nechtsgeſchsftes⸗ Ueber Appellation der geklagten Schulgemeinde hat das k. k. Ober- 
Die Stadtgemeinde Budweis belangte mit der Klage de praes. | landesgericht in Prag mit Urtheil vom 10. December 1879, 8. 32.584, 
21. Auguſt 1878, 3. 6950, die Schulgemeinde Elexnitz zu Handen das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und die Klage der Stadtgemeinde 
des Obmannes des Ortsſchulrathes auf Anerkennung, daß dieſelbe gewiſſe, Budweis abgewieſen. Die Gründe lauten: 
in der Klage näher bezeichnete, zu Zwecken der Elexnitzer Volksſchule Für die vorliegende Rechtsſache iſt von den materiell⸗rechtlichen 
benützte Räumlichkeiten in dem Schloßgebäude des der Stadtgemeinde Einwendungen der geklagten Ortsſchulgemeinde jene entſcheidend, welche 
Budweis gehörigen Gutes Elexnitz nur leihweiſe innehabe und benütze behauptet, daß die Klagsſeite, unabhängig von dem Patronate über die 
und führte in der Klage an, daß fie nach dem Geſetze im Veſitze des Schule, ſich zu der Beiſtellung der Räumlichkeiten für dieſelbe ver⸗ 
Schulpatronates der auf ihrem Gute Elexnitz befindlichen Volksſchule pflichtet hat. Nach Bewähr des von der Commiſſion des k. k. Kreis⸗ 
geweſen iſt, daß dieſes Patronat aus der Zeit der die Schutzpatronats- amtes in Budweis am 26. Jänner 1860 in Elexnitz aufgenommenen 
verhältniſſe regelnden politiſchen Schulverfaſſung ſtammte, daß ferner | Protokolles über die Concurrenz zur Beiſtellung eines zweiten Lehr⸗ 
dieſes im Geſetze begründete Schulpatronat durch das Landesgeſetz für zimmers und der Unterlehrerswohnung hat die Stadtgemeinde als damaliger 
Böhmen vom 13. September 1864, L. G. Bl. Nr. 33, § 1, entfallen Pfarr- und Schulpatron ſich verpflichtet, die zwei Lehrzimmer, dann die 
ſei, und daß nach dieſem Geſetze die Sorge für die Herſtellung, Erhal⸗ Wohnung des Lehrers und Unterlehrers fortwährend im Elexnitzer Schloſſe 
tung, Miethe und Einrichtung der Volksſchulen an den Schulausſchuß zu belaſſen; oder, falls die Stadtgemeinde dieſe Localitäten benöthigen follte, 
und ſpäter an den Ortsſchulrath der Elernitzer Schulgemeinde über⸗ auf alleinige Koften der Stadtgemeinde ein anderes Schullocale zu erbauen 
gegangen ſei, demnach die geklagte Schulgemeinde Elexnitz die in dem und hat die Stadtgemeinde für beide Eventualitäten, lediglich für die Repa⸗ 
ihr (der Klägerin) gehörigen Schloſſe Elexnitz benützten Räume nur mehr ratur, die geſetzliche Concurrenz gewahrt. Diefes Uebereinkommen wurde in 
leihweiſe innehabe und benütze. Folge des kreisamtlichen Erlaſſes vom 27. Jänner 1860, 3. 1013, 
Dieſen Klagsangaben ſetzte die geklagte Schulgemeinde die Ein- von dem k. k. Bezirksamte in Schweinitz am 13. Februar 1860, 
wendung entgegen, daß das Patronat der klagenden Stadtgemeinde zur Z. 565, intimirt. Die geklagte Ortsſchulgemeinde hat dieſe beiden Ur— 
Schule in Elexnitz nicht nur im Geſetze, ſondern auch in einem Vertrage kunden, erſtere in von der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Budweis 
ſich gründete, daher dasſelbe nach dem obeitirten Landesgeſetze aufrecht vidimirter Abſchrift, letztere in Urſchrift gelegt. Die Klagsſeite hat beide 
geblieben ſei, und will dieſe von der Klägerin widerſprochene Behaup- Urkunden für innerlich und äußerlich bedenklich erklärt, ohne dieſe Be—⸗ 
tung dadurch beweiſen, daß die klagende Stadtgemeinde laut des von denken im Verfahren auszuführen, daher bei Beurtheilung der Streitſache 
der Commiſſion des k. k. Kreisamtes in Budweis am 26. Jänner 1860 nur ſolche Bedenken in Betracht kommen können, welche ſich aus dem 
in Elexnitz aufgenommenen, von der Geklagten in der Einrede sub Nr. 1 | Inhalte dieſer Urkunden ergeben. Die Klagsſeite widerſpricht, daß die 
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Stadtgemeinde in dieſen Urkunden, beziehungsweiſe in der erſteren, die Budweis durch ihre Vertreter in dem Protokolle vom 26. Jänner 1860 
in derſelben ausgedrückte Verbindlichkeit auf ſich genommen habe und übernommenen Verbindlichkeit hat bereits das k. k. Oberlaudesgericht in 
beſtreitet die Giltigkeit der im Protokolle vom 26. Jänner 1860 von | feinen Motiven genügend widerlegt. Bei dem Beſtande einer von Seite 
den Abgeordneten der Stadtgemeinde Budweis eingegangenen Verbind⸗ der klagenden Stadtgemeinde rechtsgiltig übernommenen Verpflichtung, 
lichkeit, weil die Geklagte gar nicht behauptet, daß der Gemeindeausſchuß die Schullocalitäten fortwährend im Elexnitzer Schloſſe zu belaſſen, und, 
nach dem Geſetze vom 17. März 1849 die Zuſtimmung gegeben im Falle die Stadtgemeinde dieſe Localitäten benöthigen ſollte, auf allei- 
hat. Daß die Abgeordneten die in dem Protokolle vom 16. Jänner nige Koſten der Stadtgemeinde ein anderes Schullocale zu erbauen, 
1860 enthaltene Erklärung abgegeben haben, iſt durch die Urkunde kann aber von einer blos leihweiſen Innehabung und Benützung dieſer 
gemäß SS 111 und 112 a. G. O. erwieſen; es iſt aber durch das Localitäten von Seite der geklagten Schulgemeinde keine Rede fein und 
eingebrachte Intimat erprobt, daß die Stadtgemeinde Budweis von der war daher das die Klage abweiſende obergerichtliche Urtheil zu beſtätigen. 
Verpflichtung, welche ihre Abgeordneten eingegangen find, Kenntniß Jur. Bl. 
erlangt hat. Haben nun die Abgeordneten ihre Inſtruction überſchritten, 

fo war die Stadtgemeinde in der Lage, dieſe Ueberſchreitung zu ſaniren; 


und da ſie nicht behauptet, dieſes gethan zu haben, ſo muß dafür Geſetze und Verordnungen. 

e vi 15 5 4 was 175 n für ſie 51 05 ke 1880. II. Quartal. 

nachträglich genehmigte. ie nun die Replik ganz richtig ausführt, Be Be =. 15 

wäre es auch bei Beſtand des Schulpatronates nie und nimmer eine Pflicht e 7 ebe ge Dalmatien. 

der Stadtgemeinde Budweis geweſen, alle Koſten des Schulhausbaues 1 VII. Stück. Ausgeg. am 5. Mai. a 

zu tragen, ohne ſich an die Concurrenten mit den betreffenden Theil- 33. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 24. April 


koſten zu regreſſiren, weil das von der geklagten Schulgemeinde irrthüm⸗ 1880, 3. 5518, betreffend die Einh bung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
lich als Hofdecret vom 6. October 1787, J. G. S. Nr. 379, berufene, in den Fractionen Poſtire und Dol der Gemeinde Poftire, Ogorje donje, Gizdavac, 
in Böhmen am 15. October 1787 kundgemachte Hofdecret vom 9. October Broeauae, Lie und Pribude der Gemeinde Muc, Caſtellaſtua, Krſtae, Drobnie, 
1787 dem Patrone lediglich die Unkoſten für die Profeſſioniſten auf⸗ 9 Kuljace, Przno, ee 0010 Buljarica, Kaludjerac, Blizifuca, 
bürdet, während „nach dem Syſtem“ die Obrigkeit die Materialien und Brba, Gienazi, Celobrdo, Podbabac, S. Stefano und Dabkovie der Gemeinde 
die Gemeinde die Hand- und Zugroboten beizutragen haben. Eben aber Paſtrovic. 

darin, daß die Stadtgemeinde eine Verbindlichkeit auf ſich genommen 
hat, zu welcher ſie „nach dem Syſtem“ in keiner Weiſe verpflichtet 
war, liegt der Grund, daß die Erörterung der Genefis des ihr zu— 
geſtanden geweſenen Patronates, ob Vertrags- oder geſetzliches Patronat, 
für die Entſcheidung dieſes Streites ohne allen Einfluß iſt. Geklagt 
wird auf Räumung aus dem Grunde des Präcariums; durch die Verein- 
barung vom 26. Jänner 1860 erweiſt aber die Ortsſchulgemeinde Elex⸗ 
nitz, daß ſie für ihre Schule die Räumlichkeiten in dem Schloſſe zu 
Elexnitz im Grunde eines Privatrechtstitels, alſo nicht precario modo 


34. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. April 
benützt, und deshalb muß, ohne in eine Erörterung der weiter von | 


1880, Z. 5737, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Grabovac, Lokvicic, Poljice und Slivno der Gemeinde Imoschi. 

35. Kundmachung der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 30. April 
1880, 3. 5738, betreffend die Einhebung der Zuſchläge zu den directen Steuern 
in den Fractionen Almiſſa, Spinisce, Zvecanje, Koſtanje, Podgradje, Katuni und 
Novaſela der Gemeinde Almiſſa. 

Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Bohmen. 
III. Stück. Ausgeg. am 9. April. 

Nr. 5. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 16. Jänner 
1880, Z. 2740, betreffend die Verlängerung der Bemauthung des bei Dolauek 
über die Iſer führenden Steges. 

Nr. 6. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 28. Jänner 
1880, 3. 6007, betreffend die im Verlaufe des Jahres 1879 bewilligten 
Trennungen von Gemeinden in Böhmen. 

Nr. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 18. März 
1880, Z. 15.781, über die im Jahre 1880 zu leiſtende Vergütung für die 
Einlieferung von Maikäfern und Engerlingen. 

(Fortſetzung folgt.) 


geklagten Schulgemeinde vorgebrachten materiell- rechtlichen Einwendungen 
einzugehen, in Stattgebung des Einredebegehrens die Klage unbedingt 
abgewieſen werden. 

Ueber die Reviſionsbeſchwerde der Klägerin hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 12. Mai 1880, 3. 2509, das ober- 
gerichtliche Urtheil aus ſolgenden Gründen zu beſtätigen befunden: 

Nach § 368 der politiſchen Schulverfaſſung haben den Bau eines 
Schulgebäudes die Grundobrigkeiten, die Patrone und Gemeinden gemein— 
ſchaftlich dergeſtalt zu beſtreiten, daß die Grundobrigkeiten die Bau⸗ 
materialien, die Patrone die Auszahlung der Profeſſioniſten und die 
Gemeinde die Hand- und Zugrobot beizutragen haben. Wenn daher nach 
Inhalt des kreisamtlichen Commiſſionsprotokolles vom 26. Jänner 1860 
und der hierüber erfloſſenen Erledigung des beſtandenen k. k. Kreisamtes 
zu Budweis vom 27. Jänner 1860, 3. 1013, die Stadtgemeinde 
Budweis als Patron ſich verpflichtete, die zwei Lehrzimmer für die 
Elexnitzer Schule, dann die Wohnung des Lehrers und Unterlehrers 
fortwährend im Elexuitzer Schloſſe zu belaſſen, oder, falls die Stadt: 
gemeinde die Localitäten benöthigen ſollte, auf alleinige Koſten der Stadt⸗ 
gemeinde ein anderes Schullocale zu erbauen, wobei nur im Falle ein- bauminiſterium verliehen. 
tretender Reparaturen die geſetzliche Concurrenzpflicht einzutreten habe, Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
jo hat die Stadtgemeinde hiemit jedenfalls eine Verpflichtung über- Statthaltereiſecretäre Heinrich Schebanek, Leopold Gröger und Alois Hof- 
nommen, welche ihr als Patron nach der geſetzlich beſtimmten Concurrenz⸗ 8 ne dae Lunz von Lindenbrand zu 
pficht nicht oblag, und die daher auch durch die mit dem Geſebe vom Wer Finauzminiſter 1 Finanzeommifſär Ferdinand Cech zum Finanz⸗ 
13. September 1864, L. G. Bl. Nr. 33, erfolgte Aufhebung des | fecretär und die Finanzeommiſſäre Adalbert Kambersky und Adolf Watzek 
lediglich im Geſetze begründeten Schulpatronates nach 88 1 und 3 dieſes zu Finanz⸗Obercommiſſären der Prager Finanz⸗Landesdirection ernannt. 
Geſetzes nicht aufgehoben wurde, welche Verpflichtung vielmehr ſowohl Der Handelsminiſter hat den Bezirkspoſteommiſſär Dr. Rudolf Neu⸗ 
nach § 43 des Geſetzes vom 19. Februar 1870, Nr. 22, als nach bauer in Graz zum Poſtſecretär daſelbſt ernannt. 
§ 1 des Geſetzes vom 24. Februar 1873, L G. Bl. Nr. 16, fortan 
zu wahren iſt. Der Proteſt gegen die Berückſichtigung des bei der Erledigungen. 
Recognoscirungstagfahrt nur in beglaubigter Abſchrift producirten Proto- Zählungsagentenſtelle mit 3 fl. ö. W. Taggeld für die Monate Jänner, 
kolles vom 26. Jänner 1860 kann keine Beachtung finden, weil der Wentuell Februar und März 1881, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 232.) 
Inhalt dieſes Protokolles durch die in Urſchrift producirte kreisamtliche - — rer x j 
Eetthung vom 27. Jänner 1860, 3. 1013, conftatirt erſcheint. Die. “Hiezu als Beilage: Bogen 18 der Erkennt⸗ 
Einwendungen gegen die Rechtsgiltigkeit der von der Stadtgemeinde niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


Perſonalien. . 

Seine Majeſtät haben dem mit der Leitung des Preßdepartements des 
Miniſterrathspräſidiums betrauten Sectionsrathe Rudolf Freiberg den Titel 
und Charakter eines Miniſterialrathes tayfret verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Preßdepartement des 
Miniſterrathspräſidiums Dr. Heinrich Blumenſtok den Titel und Charakter. 
eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Concipiſten der k. k. Generaldirection der 
Tabakregie Dr. Max Ritter von Beck eine Miniſterialconcipiſtenſtelle im Acker⸗ 


